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________________________________________________________________________ 

Entwurf eines Kirchengesetzes zum qualitativen  

Konzentrationsprozess bei kirchlichen Gebäuden 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Kirchengesetz 
zum qualitativen Konzentrationsprozess  

bei kirchlichen Gebäuden 
vom… 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau hat das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:  

Artikel 1 

Kirchengesetz 
zur Erstellung von Gebäudebedarfs- und 

-entwicklungsplänen (GBEPG) 
 

§ 1 Geltungsbereich, Ziel 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Gebäude und Flä-
chen, die im Eigentum der Kirchengemeinden und Kir-
chengemeindeverbände stehen oder von diesen ange-
mietet sind.  

(2) Durch dieses Kirchengesetz wird ein funktionaler, 
nachhaltiger und wirtschaftlich tragfähiger Gebäudebe-
stand angestrebt. Die Anpassung des Gebäudebestan-
des an die Mitgliederentwicklung und die Verringerung 
der gesamtkirchlich zu finanzierenden Baulasten erfolgt 
im Rahmen eines qualitativen Konzentrationsprozesses. 
Ziele des qualitativen Konzentrationsprozesses sind die 
Stärkung identifizierter evangelischer Orte und die Nut-
zungsverbesserung der Gebäude und Flächen. 

(3) Zur Umsetzung des qualitativen Konzentrationspro-
zesses und zur Erreichung des Zieles der Verringerung 
der gesamtkirchlich zu finanzierenden Baulasten werden 
in allen Dekanaten Gebäudebedarfs- und -entwicklungs-
pläne erstellt, die aus Einzelplänen von Dekanatsregionen 
und Nachbarschaftsräumen gebildet werden. Durch die 
regionale Betrachtung der Gebäude sollen Synergien 
bewertet und Entwicklungsmöglichkeiten beleuchtet wer-
den, aber auch die entbehrlichen Gebäude identifiziert 
werden. 

(4) Eine Kooperation mit anderen kirchlichen Körperschaf-
ten, Kommunen, ACK-Kirchen oder anderen Institutionen 
und Vereinen ist anzustreben, um eine Auslastung der 
langfristig im Bestand verbleibenden Räumlichkeiten zu 
erhöhen und die finanzielle Belastung zu reduzieren.  

(5) Die auf Grundlage des Pfarrhausbedarfs- und -ent-
wicklungsplangesetzes vom 29.11.2018 (Amtsblatt 2018 
S. 358) begonnenen Arbeiten an den Pfarrhausbedarfs- 
und -entwicklungsplänen werden in die Erstellung der 
Gebäudebedarfs- und -entwicklungspläne integriert. 

§ 2 Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan  

(1) Für jedes Dekanat ist ein Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplan zu erstellen. Der Gebäudebedarfs- und 
-entwicklungsplan ist mit der Maßgabe zu erstellen, dass 
die gesamtkirchlich mit zu finanzierenden Baulasten min-
destens um 20 % reduziert werden. Die Berechnung des 

reduzierten Baulastvolumens bemisst sich dabei nach 
den gemäß Normalherstellungskosten (NHK) ermittelten 
Tagesneubauwerten der Gebäude, für die die Gesamtkir-
che Zuweisungen gewährt. Durch einen Vergleich des Ist-
Wertes der Tagesneubauwerte dieser Gebäude in einem 
Dekanat zum 01. Januar 2021 mit dem Soll-Wert der zu-
künftig noch zuweisungsberechtigten Gebäude (Katego-
rien A und B) nach Erstellung des Gebäudebedarfs- und 
-entwicklungsplans ist nachzuweisen, dass die Einspar-
vorgabe gemäß Satz 1 erfüllt ist.  

(2) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan ordnet 
die zuweisungsberechtigten Gebäude und Flächen im 
Dekanat auf der Grundlage einer Gesamtbetrachtung, 
ihrer Bedeutung und ihrer Potenziale einer Kategorie zu. 
Sie sind danach zu kategorisieren, welche Gebäude auf 
Dauer erhalten (Kategorie A), welche bis auf weiteres 
gehalten (Kategorie B) und welche Gebäude gesamt-
kirchlich nicht mehr zuweisungsberechtigt (Kategorie C) 
sein sollen. Damit werden die Grundlagen für Aussagen 
über die weitere Erhaltung, die Gewährung von Bauzu-
weisungen und mögliche Investitionsbedarfe erarbeitet. 

(3) Der Gebäudebedarfs- und entwicklungsplan wird auf 
der Grundlage der Gebäudeanalyse erstellt. Er kann nach 
Dekanatsregionen und Nachbarschaftsräumen unterteilt 
werden. Die Gebäudeanalyse hat insbesondere Informa-
tionen zu folgenden Bereichen zu enthalten: 

- Gebäudeerfassung, 
- Mitgliederentwicklung,  
- Pfarrstellenbemessung,  
- Bevölkerungsentwicklung, 
-  Nutzung und Auslastung der Gebäude und Flächen. 
 
Die Informationen werden durch die Kirchenverwaltung 
erhoben. Die Kirchengemeinden und Dekanate sind zur 
Mitarbeit verpflichtet. 

(4) Nach Erhebung der Daten lädt das Dekanat in Zu-
sammenarbeit mit der Kirchenverwaltung die kirchlichen 
Gebäudeeigentümer und -nutzer zu Workshops ein, in 
deren Rahmen gemeinsame Ortsbesichtigungen durch-
geführt werden können. Die Workshops können regional 
und in Nachbarschaftsräumen durchgeführt werden. Mit 
den Erkenntnissen aus den Bestandsdaten, der Gebäu-
deanalyse, den ausgefüllten Fragebögen zu den Nutzun-
gen und den Ortsbesichtigungen wird im Nachbarschafts-
raum ein gemeinsames Gebäudekonzept mit Varianten 
und Vorstellungen für die weitere Gebäudeentwicklung 
erarbeitet. Die Ergebnisse sind anschließend auf Ebene 
des Dekanats zum Gebäudebedarfs- und -ent-
wicklungsplan zusammenzuführen.  
(5) Bei der Erstellung des Gebäudebedarfs- und  
-entwicklungsplans sind die Bedarfe der verschiedenen 
kirchlichen Handlungsfelder, insbesondere der Jugendar-
beit und der gemeindediakonischen Arbeit, angemessen 
zu berücksichtigen. 
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(6) Anmietungen sind im Gebäudebedarfs- und -ent-
wicklungsplan vorzusehen, wenn sich die Anmietung wirt-
schaftlich günstiger als die Nutzung kircheneigener Ge-
bäude und Flächen darstellt oder der Bedarf nur für einen 
begrenzten Zeitraum besteht.  

(7) Stehen geeignete Flächen in der Umgebung für eine 
kirchliche Nutzung zur Verfügung (kommunale Flächen, 
Nachbarkirchengemeinde etc.), deren Nutzung wirtschaft-
licher und zumutbar ist, ist einer Mitnutzung Vorrang vor 
dem Erhalt von eigenen Gebäuden oder Flächen zu ge-
ben. Miteigentum soll vermieden werden. 

(8) Bei gemischt genutzten Gebäuden sind die Flächen 
nach ihrer Nutzung getrennt zu erfassen. 

(9) Neu- oder Ersatzbauten können vorgesehen werden, 
wenn ein entsprechender Bedarf im Sinne des qualitati-
ven Konzentrationsprozesses im Gebäudebedarfs- und  
-entwicklungsplan nachgewiesen wird, die Finanzierung 
für die Erstellung und Unterhaltung gesichert ist und Ge-
bäude mit einem höheren finanziellen Baulastvolumen 
aufgegeben werden. 

§ 3 Gemeinschaftliche Nutzung von Gebäuden 

(1) Soweit Kirchengemeinden eines Nachbarschafts-
raums kirchliche Gebäude bzw. Gebäudeteile oder an-
gemietete Gebäudeflächen zur Erfüllung ihres kirchlichen 
Auftrages gemeinsam nutzen, ist der kirchliche Eigentü-
mer oder Mieter verpflichtet, der anderen Kirchengemein-
de die Mitnutzung zu ermöglichen. Im Zweifel ergibt sich 
aus den Festsetzungen des Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplanes, welche Gebäude für eine gemein-
same Nutzung bestimmt sind.  

(2) Die konkreten Rechte (wie zum Beispiel Umfang und 
Zeit der Nutzung) und Pflichten (insbesondere Beteiligung 
an den Kosten für die Bauunterhaltung und Bewirtschaf-
tung) in Bezug auf das gemeinschaftlich genutzte Gebäu-
de sind durch Vereinbarung oder Satzung zwischen den 
beteiligten Kirchengemeinden zu regeln. Die von der Kir-
chenverwaltung hierzu bereitzustellenden Musterverträge 
bzw. Mustersatzungen sind zu verwenden. Sollte kein 
Einvernehmen zwischen den beteiligten Kirchengemein-
den hergestellt oder kein Einigungsverfahren in sonstiger 
Weise herbeigeführt werden können, entscheidet der 
Dekanatssynodalvorstand. 

§ 4 Kirchen und sakrale Versammlungsflächen 

(1) Historische oder moderne Kirchengebäude sowie 
Versammlungsflächen in multifunktionalen Gemeinde-
häusern und -zentren sind Kirchen und sakrale Ver-
sammlungsflächen im Sinne dieses Gesetzes, wenn sie 
vorrangig für das Feiern von Gottesdiensten bestimmt 
und als Predigtort genehmigt sind. Als Richtwert für eine 
angemessene Größe von Kirchen und sakralen Ver-
sammlungsflächen sind 10 qm pro 100 Mitglieder zuzüg-
lich unselbstständiger Nebenflächen in Ansatz zu brin-
gen.  

(2) Kirchen und sakrale Versammlungsflächen sind der 
Kategorie A zuzuordnen, wenn sie von besonderer regi-
onaler oder örtlicher Bedeutung sind. Sie erhalten 
Bauzuweisungen für Investitionen und Unterhalt nach 
Maßgabe des vorhandenen Budgets. Soweit sie von 
herausragender überregionaler Bedeutung sind, erhal-
ten sie bevorzugt Bauzuweisungen für Investitionen und 
Unterhalt (Kategorie A+). 

(3) Kirchen und sakrale Versammlungsflächen sind der 
Kategorie B zuzuordnen, wenn sie auf Grund ihrer örtli-
chen Bedeutung als erhaltenswert zu qualifizieren sind. 
Sie erhalten Bauzuweisungen für konstruktive Maßnah-
men an Dach und Fach nach Maßgabe des vorhande-
nen Budgets. 

(4) Kirchen und sakrale Versammlungsflächen sind der 
Kategorie C zuzuordnen, wenn der Nutzungsbedarf als 
Gottesdienstort im Nachbarschaftsraum angemessen in 
anderer Weise abgedeckt werden kann. Sie erhalten 
keine Bauzuweisung. Für sie sind Möglichkeiten der 
Umnutzung, der Vermietung oder des Verkaufs zu prü-
fen. 

(5) Bei der Kategorisierung der Kirchen und sakralen 
Versammlungsflächen sind insbesondere folgende Krite-
rien zu berücksichtigen: 

1. Bedeutung für den kirchlichen Auftrag, städtebauli-
che Signifikanz, architektonische Qualität, Denkmal-
wert, Ensemblewirkung 

2. Standort, Erreichbarkeit, infrastrukturelle Anbindung 

3. Zustand (baulich, energetisch) Bauunterhaltungsbe-
darf, Investitionsbedarf, Unterhaltskosten, Ausstat-
tung (z. B. Orgel), Barrierefreiheit, ökologische Quali-
tät  

4. Anzahl der Gottesdienste/Andachten, Anzahl Got-
tesdienstbesucher, liturgische Qualität, liturgische 
Formate, Konzeptionen (offene Kirche, Stadtkirche 
etc.), Kooperationen mit anderen Gemeinden 

5. Umnutz- und Vermarktbarkeit  

(6) Im Rahmen der Gebäudebedarfs- und -entwicklungs-
pläne sind insbesondere die Potenziale von Kirchen zu 
prüfen, profane Versammlungsflächen zu integrieren 
und Außenbereiche nutzbar zu machen. 

§ 5 Gemeindehäuser und Gebäude mit profanen 
Versammlungsflächen 

(1) Im Rahmen des qualitativen Konzentrationsprozes-
ses ist eine angemessene Verteilung der Gebäude mit 
profanen Versammlungsflächen im Dekanat sowie in 
den Dekanatsregionen und Nachbarschaftsräumen fest-
zulegen, die dem Bedarf der Gemeinden und des Deka-
nats Rechnung trägt, die Nutzung in Kooperationen zu-
lässt und für eine wirtschaftliche Auslastung sorgt. Es 
sollen hinsichtlich des Nutzungsbedarfs kirchengemein-
deübergreifend größere Versammlungsräume vorgehal-
ten und zahlreiche kleinere Flächen, z. B. durch Ver-
sammlungsräume in Pfarrhäusern, vermieden werden. 

(2) Flächen in Kirchen und Gemeindehäusern bzw.  
-zentren gelten als profane Versammlungsflächen, wenn 
sie von den sakralen Versammlungsflächen räumlich 
abgetrennt sind und hauptsächlich für andere Veranstal-
tungen und Zusammenkünfte als für das Feiern von 
Gottesdiensten bestimmt sind. 

(3) Für Gemeindehäuser und profane Versammlungsflä-
chen wird auf Grundlage der für das Jahr 2030 von dem 
Referat Sozialforschung und Statistik der Kirchenverwal-
tung zum Stichtag 01.Januar 2021 prognostizierten Ge-
meindegliederzahl für jedes Dekanat durch die Kirchen-
verwaltung ein Gesamtvolumen der zuweisungsberech-
tigten Versammlungsflächen von 4 qm pro 100 Mitglie-
der zuzüglich angemessener Nebenflächen (Toiletten, 
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Flure, Teeküche etc.) festgelegt, das sich an den Vor-
gaben der Rechtsverordnung über den Bau von Ge-
meindehäusern vom 17. März 1981 (ABl. 1981 S. 192), 
geändert am 29. April 1985 (ABl. 1985 S. 77) orientiert. 
Soweit eine Berechnung des Gesamtvolumens der zu-
weisungsberechtigten Versammlungsflächen gemäß 
Satz 1 auf der Grundlage der aktuellen Mitgliederzahl zu 
einem höheren Gesamtvolumen führen würde, können 
weitere Versammlungsflächen mit der Kategorie B im 
Volumen der Differenz zwischen den beiden Berech-
nungen ausgewiesen werden. Profane Versammlungs-
flächen in Kirchen und Gebäuden mit sakraler Nutzung 
sind anzurechnen. 

(4) Gemeindehäuser und Gebäude mit profanen Ver-
sammlungsflächen sind insbesondere der Kategorie A 
zuzuordnen, 

a) wenn sie von besonderer überörtlicher Bedeutung, 
insbesondere für den Nachbarschaftsraum, sind, 

b) wenn sie Räume für den Gottesdienst enthalten und 
der kirchlichen Körperschaft kein angemessener al-
ternativer Gottesdienstort zur Verfügung steht.  

Sie erhalten Bauzuweisungen für Investitionen und Un-
terhalt nach Maßgabe des vorhandenen Budgets. 

(5) Gemeindehäuser und profane Versammlungsflächen 
sind der Kategorie B zuzuordnen, wenn sie gegenüber 
Gemeindehäusern und Gebäuden mit profanen Ver-
sammlungsflächen der Kategorie A nachrangig zu erhal-
ten sind und aufgrund der prognostizierten Mitglie-
derentwicklung davon auszugehen ist, dass gesamt-
kirchliche Zuweisungen für die Bauunterhaltung des 
Gebäudes auf Dauer nicht gewährleistet werden kön-
nen. Sie erhalten Bauzuweisungen nach Maßgabe des 
vorhandenen Budgets nur insoweit, als ein unabweisba-
rer Bedarf für die Aufrechterhaltung der Gebrauchsfä-
higkeit besteht.  

(6) Gemeindehäuser und profane Versammlungsflächen 
sind der Kategorie C zuzuordnen, wenn andere Ge-
meindehäuser und profane Versammlungsflächen vor-
rangig zu erhalten sind, sie im Rahmen des qualitativen 
Konzentrationsprozesses aufgegeben werden können 
oder der kirchliche Eigentümer über keine ausreichende 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit verfügt, Eigenmittel für 
die Unterhaltung des Gebäudes aufzubringen. Sie erhal-
ten keine Bauzuweisung. Für sie sind Möglichkeiten der 
Umnutzung, der Vermietung oder des Verkaufs zu prü-
fen. 

(7) Bei der Kategorisierung der Gemeindehäuser und 
profanen Versammlungsflächen sind folgende Kriterien 
zu berücksichtigen: 

1. Bedeutung für den kirchlichen Auftrag, städtebauli-
che Signifikanz, Denkmalwert, Ensemblewirkung, 

2. Standort, Erreichbarkeit, infrastrukturelle Anbindung, 

3. Zustand (baulich, energetisch) Bauunterhaltungsbe-
darf, Investitionsbedarf, Unterhaltskosten, Aus-
stattung (z. B. Orgel), Barrierefreiheit, ökologische 
Qualität, 

4. Größe im Verhältnis zur Zahl der Gemeindemitglie-
der, Auslastung, Raumaufteilung, inhaltliche Forma-
te, Konzeptionen, Kooperationen mit anderen Ge-
meinden, 

5. Umnutz- und Vermarktbarkeit; (Teil-)Vermietbarkeit. 

§ 6 Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen 

(1) Pfarrdienstwohnungen sind auf der Grundlage des 
Sollstellenplans für Pfarrstellen zu kategorisieren. Pfarr-
häuser gelten als Pfarrdienstwohnung im Sinne der Ab-
sätze 1 bis 8. 

(2) Für eine Pfarrstelle mit einem Dienstauftrag mit ei-
nem Umfang von 1,0 ist in der Regel eine Pfarrdienst-
wohnung im Pfarrhausbedarfs- und -entwicklungsplan 
vorzusehen. Auf die Verbindung einer Pfarrstelle mit 
einer Pfarrdienstwohnung kann auf Dauer abgesehen 
werden, wenn die Pfarrstelle einen geringeren Umfang 
als eine volle Stelle hat, aufgrund der Dienstwohnungs-
pflicht zu befürchten ist, dass die Stelle nicht besetzt 
werden kann oder besondere Kooperationsformen 
(pfarramtliche Verbindung, Teampfarramt, Arbeitsge-
meinschaften etc.) bzw. besondere gemeindliche Kon-
zepte vor Ort gegeben sind. Die Erreichbarkeit der Pfar-
rerinnen und Pfarrer ist dabei zu gewährleisten. Aus-
nahmsweise kann die Verbindung einer Pfarrstelle mit 
einem Stellenumfang von weniger als 1,0 mit einer 
Pfarrdienstwohnung erfolgen, wenn zu befürchten ist, 
dass anderweitig die Pfarrstelle nicht zu besetzen ist. 

(3) Pfarrdienstwohnungen sind der Kategorie A zuzu-
ordnen, wenn ein Bedarf für die Wohnung als Dienst-
wohnung für eine Pfarrerin oder einen Pfarrer auf Dauer 
gegeben ist, der Erhalt wirtschaftlich vertretbar ist und 
keine Anhaltspunkte für den Wegfall des Bedarfs zu 
erkennen sind. Sie erhalten Bauzuweisungen für Investi-
tionen und Unterhalt nach Maßgabe des vorhandenen 
Budgets. Soweit bei diesen ein Renovierungs- oder Mo-
dernisierungsbedarf besteht, ist dieser durch die Kir-
chenverwaltung in dem Pfarrhausbedarfs- und -
entwicklungsplan festzustellen. Der kirchliche Eigentü-
mer der Pfarrdienstwohnung ist verpflichtet, mit Unter-
stützung der Kirchenverwaltung ein Konzept (Maßnah-
menplan) zu erstellen, wie und in welchem Zeitraum 
diesem Bedarf begegnet werden soll. 

(4) Pfarrdienstwohnungen sind der Kategorie B zuzu-
ordnen, wenn für die Wohnung bis auf weiteres Bedarf 
als Dienstwohnung für eine Pfarrerin oder einen Pfarrer 
besteht, jedoch Anhaltspunkte bestehen, dass der Be-
darf zukünftig z. B. durch Verringerung der Gemeinde-
gliederanzahl wegfallen kann. Pfarrdienstwohnungen, 
die der Kategorie B zugeordnet sind, erhalten gesamt-
kirchliche Zuweisungen für Baumaßnahmen, die erfor-
derlich sind, um den gebrauchsfähigen Zustand zu er-
halten. 

(5) Pfarrdienstwohnungen sind der Kategorie C zuzu-
ordnen, wenn kein Bedarf für die Wohnung als Dienst-
wohnung besteht und auch keine Anhaltspunkte beste-
hen, dass ein solcher Bedarf zukünftig wieder entstehen 
kann. Pfarrdienstwohnungen, die der Kategorie C zuge-
ordnet sind, gelten nach rechtskräftiger Zuordnung zur 
Kategorie C als entwidmet. Sie sind einer neuen Nut-
zung zuzuführen oder zu veräußern.  

(6) Bei der Kategorisierung der Pfarrdienstwohnungen 
sind insbesondere folgende Kriterien zu berücksichtigen:  

1. Symbolwirkung, Bedeutung für den kirchlichen Auf-
trag, städtebauliche Signifikanz, Ensemblewirkung; 

2. Standort, Erreichbarkeit, infrastrukturelle Anbindung; 
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3. Denkmalschutz, Zustand (baulich, energetisch), 

Bauunterhaltungsbedarf, Investitionsbedarf; 

4. Größe, Raumaufteilung, Nutzbarkeit, Ausstattung, 
Wohnstandard. 

(7) Enthalten Pfarrdienstwohnungen weitere Flächen 
wie z. B. Versammlungsflächen oder Verwaltungsflä-
chen, dann sind diese Flächen nach Möglichkeit ander-
weitig z. B. im Gemeindehaus unterzubringen, oder ent-
fallen ersatzlos, wenn an anderer Stelle bereits ausrei-
chende Flächen hierfür vorhanden sind. Amtszimmer in 
Pfarrdienstwohnungen gelten nicht als Verwaltungsflä-
che im Sinne von Satz 1. 

(8) Bei Pfarrdienstwohnungen, die deutlich über dem 
nach der Rechtsverordnung über den Bau von Pfarr-
wohnungen vom 4. Mai 1981 (ABl. 1981 S. 194), geän-
dert am 1. Oktober 1984 (ABl. 1984 S.  130) zustehen-
den Flächenbedarf liegen, ist die Schaffung von weite-
ren, vermietbaren Wohneinheiten oder eine alternative 
Nutzung zu prüfen. Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
die ausschließliche Nutzung als Pfarrdienstwohnung. 

§ 7 Flächen für Verwaltung  

(1) Vorhandene Flächen für Verwaltung und Verwal-
tungsstandorte sind im Hinblick auf ihre Funktionalität 
und Nachhaltigkeit zu überprüfen und vorrangig in vor-
handene Gebäude mit profanen Versammlungsflächen 
der Kategorie A zu integrieren. Bei kooperierenden Kir-
chengemeinden sind die Verwaltungsflächen in der Re-
gel an einem Standort zusammenzuführen. 

(2) Sind Verwaltungsflächen in ein Gebäude integriert, 
das der Kategorie C zugeordnet wird, entfällt auch für 
die Fläche, die für die Verwaltung genutzt wird, der An-
spruch auf Zuweisung.  

(3) Eigenständige Verwaltungsgebäude oder -flächen 
erhalten nach Maßgabe des vorhandenen Budgets 
Bauzuweisungen, wenn die kirchliche Körperschaft auf-
grund ihrer Größe und Anzahl der Verwaltungsgeschäfte 
einen unabweisbaren Bedarf für einen eigenständigen 
Verwaltungssitz hat oder wenn mehrere Kirchenge-
meinden ihre Verwaltungsarbeit gemeinsam organisie-
ren und eine zentrale Verwaltungseinheit bilden. 

(4) Die zulässige Größe der Verwaltungsfläche ergibt 
sich aus dem Raumprogramm für kirchengemeindliche 
Verwaltungen. 

§ 8 Kindertagesstätten 

(1) Bis zum 31.12.2027 sollen die finanziellen Baulas-
ten, die im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Maßnahmen der Großen Bauunterhaltung an Kinderta-
gesstätten und Kindergärten bestehen, auf die jeweils 
zuständigen Kommunen übertragen werden. Die kirchli-
chen Körperschaften können hierzu Vereinbarungen mit 
den Kommunen abschließen, die ein angemessenes 
Entgelt für die Nutzung des Gebäudes, die Übernahme 
der Baulast durch die Kommune oder die entgeltfreie 
Übertragung des Gebäudes auf die Kommunen im We-
ge des Erbbaurechtes, soweit die Betriebsträgerschaft 
der kirchlichen Körperschaft für die Restnutzzeit des 
Gebäudes gewährleistet ist, vorsehen. 

(2) Gesamtkirchliche Bauzuweisungen für Kindertages-
stätten/Kindergärten sind ab dem 1. Januar 2028 nur im 
Ausnahmefall zu gewähren. Dieser liegt vor, wenn ein 
unabweisbarer Bedarf für die Baumaßnahme besteht 

und die kirchliche Körperschaft den Nachweis erbringen 
kann, dass die örtlich zuständige Kommune nicht bereit 
war, die gesamte finanzielle Baulast für das Gebäude im 
Sinne von Absatz 1 zu übernehmen und es nicht mög-
lich oder wirtschaftlich war, den Betriebsträgervertrag 
bis zum 31. Dezember 2027 zu beendigen. 

§ 9 Sonstige Gebäude 

(1) Sonstige Gebäude, für die die kirchlichen Körper-
schaften keine gesamtkirchlichen Zuweisungen erhal-
ten, sind nachrichtlich im Gebäudebedarfs- und -ent-
wicklungsplan zu erfassen. 

(2) Nebengebäude mit einem Raumumfang von bis zu 
50 cbm, wie Garagen, WC-Anlagen oder Lagergebäude 
sind in den jeweiligen Kategorien im Zusammenhang mit 
den dazugehörigen Hauptgebäuden zu erfassen. Ne-
bengebäude, die einen größeren Raumumfang aufwei-
sen, sind als sonstige Gebäude gemäß Absatz 1 zu 
erfassen. 

§ 10 Verfahren 

(1) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan ist 
durch den Dekanatssynodalvorstand in Zusammenarbeit 
mit der Kirchenverwaltung unter Darlegung der bewerte-
ten Kriterien vorzubereiten und von diesem der Deka-
natssynode zur Beschlussfassung vorzulegen.  

(2) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan wird 
von der Dekanatssynode beschlossen und ist der Kir-
chenleitung zur kirchenaufsichtlichen Genehmigung vor-
zulegen. Abweichungen von dem mit der Kirchenverwal-
tung vorbereiteten Entwurf bedürfen der schriftlichen 
Begründung.  

(3) Soweit ein neuer Sollstellenplan für Pfarrstellen be-
schlossen und kirchenaufsichtlich genehmigt ist, ist der 
Teil des Gebäudebedarfs- und entwicklungsplanes, der 
sich auf Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen bezieht, 
entsprechend zu überarbeiten und neu durch die Deka-
natssynode zu beschließen. Die Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend. 

(4) Es besteht kein Rechtsanspruch auf gesamtkirchli-
che Zuweisungen für bauliche Investitionen aufgrund 
von Erkenntnissen und Anregungen, die sich aus dem 
Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan ergeben. Für 
Gebäude, die der Kategorie C zugeordnet werden, ent-
fällt mit Wirkung zum 1. Januar 2027 der Anspruch auf 
gesamtkirchliche Zuweisungen. 

(5) Der Gebäudebedarfs- und entwicklungsplan ist 

1. in den Dekanaten Bergstraße , Vogelsberg , Nas-
sauer Land, Wetterau, Ingelheim-Oppenheim, 
Odenwald, Biedenkopf-Gladenbach, Vorderer 
Odenwald, Büdinger Land, Wiesbaden, An der Dill, 
Worms-Wonnegau bis zum 31. Dezember 2025, 

2. in den Dekanaten Gießen, Kronberg, Westerwald, 
Alzey-Wöllstein, Groß-Gerau-Rüsselsheim, Darm-
stadt bis zum 30. Juni 2026 und 

3. in den Dekanaten An der Lahn, Gießener Land, 
Hochtaunus, Rheingau-Taunus, Mainz, Dreieich-
Rodgau, Frankfurt a.M. und Offenbach bis zum 31. 
Dezember 2026 

zu beschließen und der Kirchenleitung nach Beschluss-
fassung vorzulegen. Liegt der Kirchenleitung bis zu den 
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vorgenannten Zeitpunkten kein Gebäudebedarfs- und  
-entwicklungsplan vor, kann sie im Wege der Ersatzvor-
nahme einen solchen Plan anstelle der Dekanatssynode 
beschließen. 

(6) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan ist in 
jedem Dekanat alle zehn Jahre zu überprüfen, an die 
veränderten Verhältnisse anzupassen und neu durch die 
Dekanatssynode zu beschließen. Die Absätze 1 und 2 
gelten entsprechend. 

(7) Änderungen des Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplanes können nach der Beschlussfassung 
durch die Dekanatssynode im Einzelfall durch den De-
kanatssynodalvorstand im Einvernehmen mit den kirch-
lichen Gebäudeeigentümern und -nutzern im Nachbar-
schaftsraum vorbehaltlich der kirchenaufsichtlichen Ge-
nehmigung durch die Kirchenverwaltung vorgenommen 
werden. § 11 gilt entsprechend. 

§ 11 Rechtsbehelfsverfahren 

(1) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan ist nach 
Beschlussfassung den betroffenen kirchlichen Körper-
schaften in Textform durch das Dekanat zur Kenntnis zu 
geben. 

(2) Gegen die sie betreffende Festsetzungen des Ge-
bäudebedarfs- und -entwicklungsplans steht der kirchli-
chen Körperschaft der Einspruch an die Kirchenleitung 
zu. 

(3) Der Einspruch ist binnen drei Monaten nach Zugang 
der Bekanntmachung des Gebäudebedarfs- und -ent- 
wicklungsplans bei der Kirchenleitung zu erheben und 
hat aufschiebende Wirkung.  
(4) Vor einer Entscheidung der Kirchenleitung sind der 
Dekanatssynodalvorstand und die betroffene kirchliche 
Körperschaft anzuhören. Entscheidungen sind schriftlich 
zu begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen. 

Artikel 2 

Änderung der Zuweisungsverordnung 

Die Zuweisungsverordnung vom 25. April 2008 
(ABl. 2008 S. 224), zuletzt geändert am 29. November 
2018 (ABl. 2018 S. 358), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 1 bis 5 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Zur Finanzierung oder Mitfinanzierung der Kosten 
für die Bewirtschaftung und Unterhaltung der Gebäude 
mit kirchlichen Funktionen werden Zuweisungen ge-
zahlt, die sich nach der Art und dem Wert der Gebäude 
sowie nach der Zahl der Gemeindeglieder richten. 

(2) Die Zuweisung für Kirchen und sakrale Versamm-
lungsflächen richtet sich nach dem Tagesneubauwert 
und einem Sockelbetrag für die Kleine Bauunterhaltung 
sowie dem Tagesneubauwert für die Bewirtschaftung. 
Maßnahmen der Großen Bauunterhaltung werden im 
Rahmen der kirchenaufsichtlich genehmigten Kosten 
anteilig bezuschusst. Die Kategorisierung der Kirchen 
nach dem Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan so-
wie die sich aus der Kategorisierung nach dem Gebäu-
debedarfs- und -entwicklungsplangesetz ergebenden 
Folgen für die Bezuschussung sind zu berücksichtigen. 
Die Kirchenverwaltung kann je nach Finanzlage der 
Kirchengemeinde und baufachlicher Dringlichkeit von 

dem Bemessungssatz nach oben oder unten abwei-
chen. Eine Verringerung des Bemessungssatzes ist 
insbesondere statthaft, wenn die Kirchengemeinde über 
laufende Einnahmen aus Vermietung, Verpachtung, 
Erbbaurechtsvergabe oder Waldbewirtschaftung von 
Kirchenvermögen verfügt. 

(3) Die Zuweisung für Gemeindehäuser und profane 
Versammlungsflächen richtet sich nach dem Tagesneu-
bauwert und einem Sockelbetrag für die Kleine Bauun-
terhaltung sowie dem Tagesneubauwert für die Bewirt-
schaftung. Für die Große Bauunterhaltung gilt Absatz 2 
Satz 2 bis 5 entsprechend. Bei einer Mitnutzung von 
Versammlungsflächen, die im Eigentum Dritter (z. B. 
Gemeindehäuser anderer Kirchengemeinden, Dorfge-
meinschaftshäuser, Vereinshäuser etc.) stehen, wird 
eine Zuweisung für die Beteiligung an Kosten für die 
kleine Bauunterhaltung und Bewirtschaftung nach der 
Gemeindemitgliederzahl gewährt, soweit die Mitnutzung 
vertraglich geregelt ist und keine Anmietung darstellt. 
Bauunterhaltungsmaßnahmen an Dorfgemeinschafts-
häusern werden gemäß den Richtlinien über die Be-
messung von Zuweisungen an Kirchengemeinden bei 
Mitbenutzung von Dorfgemeinschaftshäusern bürgerli-
cher Gemeinden mitfinanziert. 

(4) Die Zuweisung für Pfarrhäuser und Pfarrdienstwoh-
nungen richtet sich nach dem Tagesneubauwert und 
einem Sockelbetrag für die kleine Bauunterhaltung so-
wie dem Tagesneubauwert für die Bewirtschaftung. Für 
die große Bauunterhaltung gilt Absatz 2 Satz 2 bis 5 
entsprechend.  

(5) Sonstige Gebäude und Flächen wie z.B. Verwal-
tungsgebäude und -flächen werden als zuweisungs-
berechtigt anerkannt, wenn sie zur Erfüllung kirchlicher 
Aufgaben notwendig und keine Gebäude im Sinne der 
Absätze 2 bis 4 oder Kindertagesstätten sowie Diako-
niestationen sind. Die Zuweisung für sonstige zuwei-
sungsberechtigte Gebäude und Flächen richtet sich 
nach dem Tagesneubauwert und einem Sockelbetrag 
für die Kleine Bauunterhaltung sowie dem Tagesneu-
bauwert für die Bewirtschaftung. Für die Große Bauun-
terhaltung gilt Absatz 2 Satz 2 bis 5 entsprechend.“ 

2. § 3 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Der Tagesneubauwert wird auf der Grundlage der 
NHK 2000 angepasst nach dem Baupreisindex jährlich 
neu ermittelt und entspricht den Herstellungskosten ei-
nes neu errichteten Gebäudes gleicher Gebäudeart.“ 

3. § 5 Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Erstattung der Nettomietausgaben bis in Höhe von 
maximal 90 Prozent. § 3 Absatz 2 Satz 4 und 5 gelten 
entsprechend.“ 

4.  § 11 Absatz 5 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Artikel 1 dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 2022 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Pfarrhausbedarfs- und -
entwicklungsplangesetz vom 29. November 2018 (ABl. 
2018 S. 358) außer Kraft. 
(2) Artikel 2 dieses Kirchengesetzes tritt mit Ausnahme 
von Nummer 2 am 1.Januar 2024, Artikel 2 Nummer 2 
tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. 
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Synopse 
 
Entwurf Kirchengesetz zum qualitativen Konzent-
rationsprozess bei kirchlichen Gebäuden in der 1. 
Lesung (Drs. 33/21) 
  

Entwurf KG zum qualitativen Konzentrations-
prozess bei kirchlichen Gebäuden – 2. Lesung 
(Drs. 08/22) 

 
Kirchengesetz 

zum qualitativen Konzentrationsprozess 
bei kirchlichen Gebäuden 

Vom… 
Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:  

Artikel 1 
Kirchengesetz 

zur Erstellung von Gebäudebedarfs- und 
-entwicklungsplänen (GBEPG) 

 
§ 1 Geltungsbereich, Ziel 
(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Gebäude und 
Flächen, die im Eigentum der Kirchengemeinden und 
Kirchengemeindeverbände stehen oder von diesen 
angemietet sind.  
(2) Durch dieses Kirchengesetz wird ein funktionaler, 
nachhaltiger und wirtschaftlich tragfähiger Gebäude-
bestand angestrebt. Die Anpassung des Gebäude-
bestandes an die Mitgliederentwicklung und die Ver-
ringerung der gesamtkirchlich zu finanzierenden Bau-
lasten erfolgt im Rahmen eines qualitativen Konzent-
rationsprozesses. Ziele des qualitativen Konzentrati-
onsprozesses sind die Stärkung identifizierter evan-
gelischer Orten und die Nutzungsverbesserung der 
Gebäude und Flächen. 
(3) Zur Umsetzung des qualitativen Konzentrations-
prozesses und zur Erreichung des Zieles der Verrin-
gerung der gesamtkirchlich zu finanzierenden Bau-
lasten werden in allen Dekanaten Gebäudebedarfs- 
und -entwicklungspläne erstellt, die aus Einzelplänen 
von Dekanatsregionen und Nachbarschaftsräumen 
gebildet werden. Durch die regionale Betrachtung der 
Gebäude sollen Synergien bewertet und Entwick-
lungsmöglichkeiten beleuchtet werden, aber auch die 
entbehrlichen Gebäude identifiziert werden. 
(4) Eine Kooperation mit anderen kirchlichen Körper-
schaften, Kommunen, ACK-Kirchen oder anderen 
Institutionen und Vereinen ist an-zustreben, um eine 
Auslastung der langfristig im Bestand verbleibenden 
Räumlichkeiten zu erhöhen und die finanzielle Belas-
tung zu reduzieren. 
(5) Die auf Grundlage des Pfarrhausbedarfs- und -
entwicklungsplangesetzes vom 29. November 2018 
(Amtsblatt 2018 S. 358) begonnenen Arbeiten an den 
Pfarrhausbedarfs- und -entwicklungs -plänen werden 
in die Erstellung der Gebäude-bedarfs- und -
entwicklungspläne integriert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 1 unverändert 
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§ 2 Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan  
(1) Für jedes Dekanat ist ein Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplan zu erstellen. Der Gebäudebedarfs- 
und -entwicklungsplan ist mit der Maßgabe zu erstel-
len, dass die gesamtkirchlich mit zu finanzierenden 
Baulasten mindestens um 20 % reduziert werden. 
Die Berechnung des reduzierten Baulastvolumens 
bemisst sich dabei nach den gemäß Normalherstel-
lungskosten (NHK) ermittelten Tagesneubauwerten 
der Gebäude, für die die Gesamtkirche Zuweisungen 
gewährt. Durch einen Vergleich des Ist-Wertes der 
Tagesneubauwerte dieser Gebäude in einem Deka-
nat bei Inkrafttreten dieses Gesetzes mit dem Soll-
Wert der zukünftig noch zuweisungsberechtigten 
Gebäude (Kategorien A und B) nach Erstellung des 
Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplans ist nach-
zuweisen, dass die Einsparvorgabe gemäß Satz 1 
erfüllt ist. 
 
(2) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan ord-
net die zuweisungsberechtigten Gebäude und Flä-
chen im Dekanat auf der Grundlage einer Gesamtbe-
trachtung, ihrer Bedeutung und ihrer Potenziale einer 
Kategorie zu. Sie sind danach zu kategorisieren, 
welche Gebäude auf Dauer erhalten (Kategorie A), 
welche bis auf weiteres gehalten (Kategorie B) und 
welche Gebäude gesamtkirchlich nicht mehr zu-
weisungsberechtigt (Kategorie C) sein sollen. Damit 
werden die Grundlagen für Aussagen über die weite-
re Erhaltung, die Gewährung von Bauzuweisungen 
und mögliche Investitions-bedarfe erarbeitet.  
(3) Der Gebäudebedarfs-und entwicklungsplan wird 
auf der Grundlage der Gebäudeanalyse erstellt. Er 
kann nach Dekanatsregionen und Nachbarschafts-
räumen unterteilt werden. Die Gebäudeanalyse hat 
insbesondere Informa-tionen zu folgenden Bereichen 
zu enthalten: 
- Gebäudeerfassung , 
- Mitgliederentwicklung,  
- Pfarrstellenbemessung,  
- Bevölkerungsentwicklung, 
-  Nutzung und  Auslastung der Gebäude und Flä-

chen. 
Die Informationen werden durch die Kirchen-
verwaltung erhoben. Die Kirchengemeinden und De-
kanate sind zur Mitarbeit verpflichtet. 
(4) Nach Erhebung der Daten lädt das Dekanat in 
Zusammenarbeit mit der Kirchenverwaltung die kirch-
lichen Gebäudeeigentümer und -nutzer zu Work-
shops ein, in deren Rahmen gemeinsame Ortsbe-
sichtigungen durchgeführt werden können. Die 
Workshops können regional oder in Nachbarschafts-
räumen durchgeführt werden. Mit den Erkenntnissen 
aus den Bestandsdaten, der Gebäudeanalyse, den 
ausgefüllten Fragebögen zu den Nutzungen und den 
Ortsbesichtigungen wird im Nachbarschaftsraum ein 
gemeinsames Gebäudekonzept mit Varianten und 
Vorstellungen für die weitere Gebäudeentwicklung 
erarbeitet. Die Ergebnisse sind anschließend auf 

 
§ 2 Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan  
(1) Für jedes Dekanat ist ein Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplan zu erstellen. Der Gebäudebedarfs- 
und -entwicklungsplan ist mit der Maßgabe zu erstel-
len, dass die gesamtkirchlich mit zu finanzierenden 
Baulasten mindestens um 20 % reduziert werden. 
Die Berechnung des reduzierten Baulastvolumens 
bemisst sich dabei nach den gemäß Normalherstel-
lungskosten (NHK) ermittelten Tagesneubauwerten 
der Gebäude, für die die Gesamtkirche Zuweisungen 
gewährt. Durch einen Vergleich des Ist-Wertes der 
Tagesneubauwerte dieser Gebäude in einem Deka-
nat bei Inkrafttreten dieses Gesetzes zum 1. Januar 
2021 mit dem Soll-Wert der zukünftig noch zuwei-
sungsberechtigten Gebäude (Kategorien A und B) 
nach Erstellung des Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplans ist nachzuweisen, dass die Ein-
sparvorgabe gemäß Satz 1 erfüllt ist.  

§ 2 (2) bis (4) unverändert 
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Ebene des Dekanats zum Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplan zusammenzuführen. 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Anmietungen sind im Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplan nur im Ausnahmefall vorzusehen, 
wenn sich die Anmietung wirtschaftlich günstiger als 
die Nutzung kircheneigener Gebäude und Flächen 
darstellt oder der Bedarf nur für einen begrenzten 
Zeitraum besteht. 
(6) Stehen geeignete Flächen in der Umgebung für 
eine kirchliche Nutzung zur Verfügung (kommunale 
Flächen, Nachbarkirchengemeinde etc.), deren Nut-
zung wirtschaftlicher und zumutbar ist, ist einer Mit-
nutzung Vorrang vor dem Erhalt von eigenen Ge-
bäuden oder Flächen zu geben. Miteigentum soll 
vermieden werden. 
(7) Bei gemischt genutzten Gebäuden sind die Flä-
chen nach ihrer Nutzung getrennt zu er-fassen. 
(8) Neu- oder Ersatzbauten können vorgesehen wer-
den, wenn ein entsprechender Bedarf im Sinne des 
qualitativen Konzentrationsprozesses im Gebäu-
debedarfs- und -entwicklungsplan nachgewiesen 
wird, die Finanzierung für die Erstellung und Unter-
haltung gesichert ist und Gebäude mit einem höhe-
ren finanziellen Baulastvolumen aufgegeben werden. 
 
§ 3 Gemeinschaftliche Nutzung von Gebäuden 
(1) Soweit Kirchengemeinden eines Nachbarschafts-
raums kirchliche Gebäude bzw. Gebäudeteile oder 
angemietete Gebäudeflächen zur Erfüllung ihres 
kirchlichen Auftrages gemeinsam nutzen, ist der 
kirchliche Eigentümer oder Mieter verpflichtet, der 
anderen Kirchengemeinde die Mitnutzung zu ermög-
lichen. Im Zweifel ergibt sich aus den Festsetzungen 
des Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplanes, wel-
che Gebäude für eine gemeinsame Nutzung be-
stimmt sind.  
(2) Die konkreten Rechte (wie zum Beispiel Umfang 
und Zeit der Nutzung) und Pflichten (insbesondere 
Beteiligung an den Kosten für die kleine Bauunterhal-
tung und Bewirtschaftung) in Bezug auf das gemein-
schaftlich genutzte Gebäude sind durch Vereinba-
rung oder Satzung zwischen den beteiligten Kirchen-
gemeinden zu regeln. Die von der Kirchenverwaltung 
hierzu erarbeiteten Musterverträge bzw. Muster-
satzungen sind zu verwenden. Sollte kein Einver-
nehmen zwischen den beteiligten Kirchengemeinden 
hergestellt oder kein Einigungsverfahren in sonstiger 
Weise herbeigeführt werden können, entscheidet der 
Dekanatssynodalvorstand. 
 
 
(3) Unberührt von den vorstehenden Regelungen 
bleibt die Letztverantwortung des kirchlichen Eigen-

 
§2 (5) neu eingefügt: 

(5) Bei der Erstellung des Gebäudebedarfs- und  
-entwicklungsplans sind die Bedarfe der verschie-
denen kirchlichen Handlungsfelder, insbesondere 
der Jugendarbeit und der gemeindediakonischen 
Arbeit, angemessen zu berücksichtigen. 

§2 Absätze (5) bis (8) (alt) werden (6) bis (9). 

(6) Anmietungen sind im Gebäudebedarfs- und 
entwicklungsplan nur im Ausnahmefall vorzusehen, 
wenn sich die Anmietung wirtschaftlich günstiger 
als die Nutzung kircheneigener Gebäude und Flä-
chen darstellt oder der Bedarf nur für einen be-
grenzten Zeitraum besteht. 

§ 2 Absätze (7) bis (9) neu unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 (1) unverändert 

 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die konkreten Rechte (wie zum Beispiel Umfang 
und Zeit der Nutzung) und Pflichten (insbesondere 
Beteiligung an den Kosten für die kleine Bauunter-
haltung und Bewirtschaftung) in Bezug auf das ge-
meinschaftlich genutzte Gebäude sind durch Ver-
einbarung oder Satzung zwischen den beteiligten 
Kirchengemeinden zu regeln. Die von der Kirchen-
verwaltung hierzu erarbeiteten bereitzustellen-
den Musterverträge bzw. Mustersatzungen sind zu 
verwenden. Sollte kein Einvernehmen zwischen 
den beteiligten Kirchengemeinden hergestellt oder 
kein Einigungsverfahren in sonstiger Weise herbei-
geführt werden können, entscheidet der Dekanats-
synodalvorstand. 

(3) Unberührt von den vorstehenden Regelungen 
bleibt die Letztverantwortung des kirchlichen Eigen-
tümers des gemeinschaftlich genutzten Gebäudes 
für die bauliche Unterhaltung, die Wahrnehmung 
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tümers des gemeinschaftlich genutzten Gebäudes für 
die bauliche Unterhaltung, die Wahrnehmung der 
Betreiber- und Verkehrssicherungspflichten sowie für 
sonstige, im Zusammenhang mit der Immobilie ste-
henden Pflichten, bestehen.  
 
§ 4 Kirchen und sakrale Versammlungsflächen 
(1) Historische oder moderne Kirchengebäude sowie 
Versammlungsflächen in multifunktionalen Gemein-
dehäusern und -zentren sind Kirchen und sakrale 
Versammlungsflächen im Sinne dieses Gesetzes, 
wenn sie vorrangig für das Feiern von Gottesdiens-
ten  bestimmt und als Predigtort genehmigt sind. Als 
Richtwert für eine angemessene Größe von Kirchen 
und sakrale Versammlungsflächen sind 10 qm pro 
100 Mitglieder zuzüglich unselbstständiger Nebenflä-
chen in Ansatz zu bringen. Flächen in Kirchen und 
Gemeindehäusern bzw. -zentren gelten als profane 
Versammlungsflächen, wenn sie auch für andere 
Veranstaltungen und Zusammenkünfte als für das 
Feiern von Gottesdiensten bestimmt sind. 
(2) Kirchen und sakrale Versammlungsflächen sind 
der Kategorie A zuzuordnen, wenn sie von besonde-
rer regionaler oder örtlicher Bedeutung sind. Sie er-
halten Bauzuweisungen für Investitionen und Unter-
halt nach Maßgabe des vorhandenen Budgets. So-
weit sie von herausragender überregionaler Bedeu-
tung sind, erhalten sie bevorzugt Bauzuweisungen 
für Investitionen und Unterhalt (Kategorie A+). 
(3) Kirchen und sakrale Versammlungsflächen sind 
der Kategorie B zuzuordnen, wenn sie auf Grund 
ihrer örtlichen Bedeutung als erhaltenswert zu quali-
fizieren sind. Sie erhalten Bauzuweisungen für kon-
struktive Maßnahmen an Dach und Fach nach Maß-
gabe des vorhandenen Budgets. 
(4) Kirchen und sakrale Versammlungsflächen sind 
der Kategorie C zuzuordnen, wenn der Nutzungsbe-
darf als Gottesdienstort im Nachbarschaftsraum an-
gemessen in anderer Weise abgedeckt werden kann. 
Sie erhalten keine Bauzuweisung. Für sie sind Mög-
lichkeiten der Umnutzung, der Vermietung oder des 
Verkaufs zu prüfen. 
(5) Bei der Kategorisierung der Kirchen und sakralen 
Versammlungsflächen sind ins-besondere folgende 
Kriterien zu berück-sichtigen: 
1. Bedeutung für den kirchlichen Auftrag, städtebau-
liche Signifikanz, architektonische Qualität, Denk-
malwert, Ensemblewirkung 
2. Standort, Erreichbarkeit, infrastrukturelle Anbin-
dung 
3. Zustand (baulich, energetisch) Bauunter-
haltungsbedarf, Investitionsbedarf, Unterhalts-kosten, 
Ausstattung (z.B. Orgel), Barriere-freiheit, ökologi-
sche Qualität  
4. Anzahl der Gottesdienste/Andachten, An-zahl 
Gottesdienstbesucher, liturgische Qualität, liturgische 
Formate, Konzeptionen (offene Kirche, Stadtkirche 
etc.), Kooperationen mit anderen Gemeinden 
5. Umnutz- und Vermarktbarkeit  
(6) Im Rahmen der Gebäudebedarfs- und -

der Betreiber- und Verkehrssicherungspflichten so-
wie für sonstige, im Zusammenhang mit der Immo-
bilie stehenden Pflichten, bestehen. vorstand. 

 
 
(1) Historische oder moderne Kirchengebäude so-
wie Versammlungsflächen in multifunktionalen Ge-
meindehäusern und -zentren sind Kirchen und sak-
rale Versammlungsflächen im Sinne dieses Geset-
zes, wenn sie vorrangig für das Feiern von Gottes-
diensten bestimmt und als Predigtort genehmigt 
sind. Als Richtwert für eine angemessene Größe 
von Kirchen und sakrale Versammlungsflächen sind 
10 qm pro 100 Mitglieder zuzüglich unselbstständi-
ger Nebenflächen in Ansatz zu bringen. Flächen in 
Kirchen und Gemeindehäusern bzw. -zentren gel-
ten als profane Versammlungs-flächen, wenn sie 
auch für andere Veranstaltungen und Zusammen-
künfte als für das Feiern von Gottesdiensten be-
stimmt sind. 

§ 4 Absätze (2) bis (6) unverändert 
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entwicklungspläne sind insbesondere die Potenziale 
von Kirchen zu prüfen, profane Versammlungsflä-
chen zu integrieren und Außenbereiche nutzbar zu 
machen. 
 
§ 5 Gemeindehäuser und Gebäude mit profanen 
Versammlungsflächen 
(1) Im Rahmen des qualitativen Konzentrations-
prozesses ist eine angemessene Verteilung der Ge-
bäude mit profanen Versammlungsflächen im Deka-
nat sowie in den Dekanatsregionen und Nachbar-
schaftsräumen festzulegen, die dem Bedarf der Ge-
meinden und des Dekanats Rechnung trägt, die Nut-
zung in Kooperationen zulässt und für eine wirt-
schaftliche Auslastung sorgt. Es sollen hinsichtlich 
des Nutzungs-bedarfs kirchengemeindeübergreifend 
größere Versammlungsräume vorgehalten und zahl-
reiche kleinere Flächen, z.B. durch Versammlungs-
räume in Pfarrhäusern, vermieden werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Für Gemeindehäuser und profane Versamm-
lungsflächen wird auf Grundlage der für das Jahr 
2030 prognostizierten Gemeinde-gliederzahl für je-
des Dekanat durch die Kirchenverwaltung ein Ge-
samtvolumen der zuweisungsberechtigten Versamm-
lungsflächen von  
4 qm pro 100 Mitglieder festgelegt, das sich an den 
Vorgaben der Rechtsverordnung über den Bau von 
Gemeindehäusern vom 17. März 1981 (ABl. 1981 S. 
192), geändert am 29. April 1985 (ABl. 1985 S. 77) 
orientiert. Soweit eine Berechnung des Gesamtvolu-
mens der zuweisungsberechtigten Versammlungsflä-
chen gemäß Satz 1 auf der Grundlage der aktuellen 
Mitgliederzahl zu einem höheren Gesamtvolumen 
führen würde, können weitere Versammlungsflächen 
mit der Kategorie B im Volumen der Differenz zwi-
schen den beiden Berechnungen ausgewiesen wer-
den. Profane Versammlungsflächen in Kirchen und 
Gebäuden mit sakraler Nutzung sind anzurechnen. 
 
 
 
 
(3) Gemeindehäuser und Gebäude mit profanen Ver-
sammlungsflächen sind insbesondere der Kategorie 
A zuzuordnen, 
a) wenn sie von besonderer überörtlicher Bedeu-
tung, insbesondere für den Nachbar-schaftsraum, 
sind, 
b) wenn sie Räume für den Gottesdienst enthalten 
und der kirchlichen Körperschaft kein angemessener 
alternativer Gottesdienstort zur Verfügung steht.  
Sie erhalten Bauzuweisungen für Investitionen und 

 
 
 
 
 
 
 

§ 5 Absatz (1) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

umgestellt aus § 4 (1) alt: 
(2) Flächen in Kirchen und Gemeindehäusern bzw.  
-zentren gelten als profane Versammlungsflächen, 
wenn sie auch von sakralen Versammlungsflächen 
räumlich abgetrennt sind und hauptsächlich für an-
dere Veranstaltungen und Zusammenkünfte als für 
das Feiern von Gottesdiensten bestimmt sind. 

 
Absätze (2) bis (6) (alt) werden (3) bis (7). 

(3) Für Gemeindehäuser und profane Versamm-
lungsflächen wird auf Grundlage der für das Jahr 
2030 von dem Referat Sozialforschung und Statistik 
der Kirchenverwaltung zum Stichtag 1. Januar 2021 
prognostizierten Gemeindegliederzahl für jedes 
Dekanat durch die Kirchenverwaltung ein Gesamt-
volumen der zuweisungsberechtigten Versamm-
lungsflächen von 4 qm zuzüglich angemessener 
Nebenflächen (Toiletten, Flure, Teeküche etc.) pro 
100 Mitglieder festgelegt, das sich an den Vorga-
ben der Rechtsverordnung über den Bau von Ge-
meindehäusern vom 17. März 1981 (ABl. 1981 S. 
192), geändert am 29. April 1985 (ABl. 1985 S. 77), 
orientiert. Soweit eine Berechnung des Gesamtvo-
lumens der zuweisungsberechtigten Versamm-
lungsflächen ge-mäß Satz 1 auf der Grundlage der 
aktuellen Mitglie-derzahl zu einem höheren Ge-
samtvolumen führen würde, können weitere Ver-
sammlungsflächen mit der Kategorie B im Volumen 
der Differenz zwischen den beiden Berechnungen 
ausgewiesen werden. Profane Versammlungsflä-
chen in Kirchen und Ge-bäuden mit sakraler Nut-
zung sind anzurechnen.  
 

§ 5 Absätze (4) bis (6) [alt (3) bis (5)]  
unverändert 
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Unterhalt nach Maßgabe des vorhandenen Budgets. 
(4) Gemeindehäuser und profane Versammlungsflä-
chen sind der Kategorie B zuzuordnen, wenn sie ge-
genüber Gemeindehäusern und Gebäuden mit pro-
fanen Versammlungsflächen der Kategorie A nach-
rangig zu erhalten sind und aufgrund der prognosti-
zierten Mitglieder-entwicklung davon auszugehen ist, 
dass gesamtkirchliche Zuweisungen für die Bau-
unterhaltung des Gebäudes auf Dauer nicht gewähr-
leistet werden können. Sie erhalten Bauzuweisungen 
nach Maßgabe des vorhandenen Budgets nur inso-
weit, als ein unabweisbarer Bedarf für die Aufrecht-
erhaltung der Gebrauchsfähigkeit besteht. 
(5) Gemeindehäuser und profane Versammlungsflä-
chen sind der Kategorie C zuzuordnen, wenn andere 
Gemeindehäuser und profane Versammlungsflächen 
vorrangig zu erhalten sind, sie im Rahmen des quali-
tativen Konzentrationsprozesses aufgegeben werden 
können oder der kirchliche Eigentümer über keine 
ausreichende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ver-
fügt, Eigenmittel für die Unterhaltung des Gebäudes 
aufzubringen. Sie erhalten keine Bauzuweisung. Für 
sie sind Möglichkeiten der Umnutzung, der Vermie-
tung oder des Verkaufs zu prüfen. 
(6) Bei der Kategorisierung der Gemeinde-häuser 
und profanen Versammlungsflächen sind folgende 
Kriterien zu berücksichtigen: 
1. Bedeutung für den kirchlichen Auftrag, städtebau-
liche Signifikanz, Denkmalwert, Ensemble-wirkung, 
2. Standort, Erreichbarkeit, infrastrukturelle Anbin-
dung, 
3. Zustand (baulich, energetisch) Bauunter-
haltungsbedarf, Investitionsbedarf, Unterhalts-kosten, 
Ausstattung (z.B. Orgel), Barriere-freiheit, ökologi-
sche Qualität, 
4. Größe im Verhältnis zur Zahl der Gemeindemit-
glieder, Auslastung, Raumaufteilung, inhaltliche For-
mate, Konzeptionen, Kooperationen mit anderen 
Gemeinden, 
5.  Umnutz- und Vermarktbarkeit. 
 
 
§  6 Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen 
(1) Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen sind auf 
der Grundlage des Sollstellenplans für Pfarrstellen zu 
kategorisieren. 
 
 
(2) Für Kirchengemeinden oder pfarramtlich verbun-
denen Kirchengemeinden, denen nach dem Sollstel-
lenplan für Pfarrstellen mehr als 1,0 Pfarrstellen zu-
gewiesen werden, ist in der Regel mindestens ein 
Pfarrhaus im Pfarrhausbedarfs- und -
entwicklungsplan vorzusehen. Auf die Verbindung 
einer Pfarrstelle mit einem Pfarrhaus als Dienstwoh-
nung kann auf Dauer abgesehen werden, wenn die 
Pfarrstelle einen geringeren Umfang als eine volle 
Stelle hat, aufgrund der Dienstwohnungspflicht zu 
befürchten ist, dass die Stelle nicht besetzt werden 
kann oder besondere Kooperationsformen (pfarramt-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 Absatz 7 (alt 6) Nrn. 1-4 unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Umnutz- und Vermarktbarkeit; (Teil-) 
Vermietbarkeit. 
 
§ 6 Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen 
(1) Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen sind auf 
der Grundlage des Sollstellenplans für Pfarrstellen 
zu kategorisieren. Pfarrhäuser gelten als Pfarr-
dienstwohnung im Sinne der Absätze 1 bis 8. 

(2) Für Kirchengemeinden oder pfarramtlich ver-
bundenen Kirchengemeinden, denen nach dem 
Sollstellenplan für Pfarrstellen mehr als 1,0 Pfarr-
stellen zugewiesen werden, ist in der Regel min-
destens ein Pfarrhaus im Pfarrhausbedarfs- und -
entwicklungsplan vorzusehen. Für eine Pfarrstelle 
mit einem Dienstauftrag mit einem Umfang 1,0 ist in 
der Regel eine Pfarrdienstwohnung im Pfarrhaus-
bedarfs- und -entwicklungsplan vorzusehen. Auf die 
Verbindung einer Pfarrstelle mit einer Pfarrdienst-
wohnung kann auf Dauer abgesehen werden, wenn 
die Pfarrstelle einen geringeren Umfang als eine 
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liche Verbindung, Team-pfarramt, Arbeitsgemein-
schaften etc.) bzw. besondere gemeindliche Konzep-
te vor Ort gegeben sind. Die Erreichbarkeit der Pfar-
rerinnen und Pfarrer ist dabei zu gewährleisten. Aus-
nahmsweise kann die Verbindung einer Pfarrstelle 
mit einem Stellenumfang von weniger als 1,0 mit ei-
nem Pfarrhaus oder einer Pfarrdienstwohnung erfol-
gen, wenn zu befürchten ist, dass anderweitig die 
Pfarrstelle nicht zu besetzen ist. 
 
 
 
(3) Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen sind der 
Kategorie A zuzuordnen, wenn ein Bedarf für das 
Pfarrhaus als Dienstwohnung für eine Pfarrerin oder 
einen Pfarrer auf Dauer gegeben ist, der Erhalt wirt-
schaftlich vertretbar ist und keine Anhaltspunkte für 
den Wegfall des Bedarfs zu erkennen sind. Sie erhal-
ten Bauzuweisungen für Investitionen und Unterhalt 
nach Maßgabe des vorhandenen Budgets. Soweit 
bei diesen ein Renovierungs- oder Modernisierungs-
bedarf besteht, ist dieser durch die Kirchenverwal-
tung in dem Pfarrhausbedarfs- und -entwicklungsplan 
festzustellen. Der kirchliche Eigentümer des Pfarr-
hauses ist verpflichtet, mit Unterstützung der Kir-
chenverwaltung ein Konzept (Maßnahmenplan) zu 
erstellen, wie und in welchem Zeitraum diesem Be-
darf begegnet werden soll. 
 
(4) Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen sind der 
Kategorie B zuzuordnen, wenn bis auf weiteres Be-
darf als Dienstwohnung für eine Pfarrerin oder einen 
Pfarrer besteht, jedoch Anhaltspunkte bestehen, 
dass der Bedarf zukünftig z. B. durch Verringerung 
der Gemeindegliederanzahl wegfallen kann. Pfarr-
häuser, die der Kategorie B zugeordnet sind, erhal-
ten gesamtkirchliche Zuweisungen für Baumaßnah-
men, die erforderlich sind, um den gebrauchsfähigen 
Zustand zu erhalten. 
(5) Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen sind der 
Kategorie C zuzuordnen, wenn kein Bedarf für das 
Pfarrhaus als Dienstwohnung besteht und auch keine 
Anhaltspunkte bestehen, dass ein solcher Bedarf 
zukünftig wieder entstehen kann. Pfarrhäuser, die 
der Kategorie C zugeordnet sind, gelten nach rechts-
kräftiger Zuordnung zur Kategorie C als entwidmet. 
Sie sind einer neuen Nutzung zuzuführen oder zu 
veräußern.  
 
(6) Bei der Kategorisierung der Pfarrhäuser sind ins-
besondere folgende Kriterien zu berücksichtigen:  
1. Symbolwirkung, Bedeutung für den kirchlichen 
Auftrag, städtebauliche Signifikanz, Ensemblewir-
kung; 
2. Standort, Erreichbarkeit, infrastrukturelle Anbin-
dung; 
3. Denkmalschutz, Zustand (baulich, energetisch), 
Bauunterhaltungsbedarf, Investitions-bedarf; 
4. Größe, Raumaufteilung, Nutzbarkeit, Ausstattung, 
Wohnstandard; 

volle Stelle hat, aufgrund der Dienstwohnungspflicht 
zu befürchten ist, dass die Stelle nicht besetzt wer-
den kann oder besondere Kooperationsformen 
(pfarramtliche Verbindung, Teampfarramt, Arbeits-
gemeinschaften etc.) bzw. besondere gemeindliche 
Konzepte vor Ort gegeben sind. Die Erreichbarkeit 
der Pfarrerinnen und Pfarrer ist dabei zu gewähr-
leisten. Ausnahmsweise kann die Verbindung einer 
Pfarrstelle mit einem Stellenumfang von weniger als 
1,0 mit einem Pfarrhaus oder mit einer Pfarrdienst-
wohnung erfolgen, wenn zu befürchten ist, dass 
anderweitig die Pfarrstelle nicht zu besetzen ist. 

 
(3) Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen sind der 
Kategorie A zuzuordnen, wenn ein Bedarf für das 
Pfarrhaus als Dienstwohnung für eine Pfarrerin o-
der einen Pfarrer auf Dauer gegeben ist, der Erhalt 
wirt-schaftlich vertretbar ist und keine Anhaltspunk-
te für den Wegfall des Bedarfs zu erkennen sind. 
Sie er-halten Bauzuweisungen für Investitionen und 
Unter-halt nach Maßgabe des vorhandenen Bud-
gets. So-weit bei diesen ein Renovierungs- oder 
Modernisie-rungsbedarf besteht, ist dieser durch 
die Kirchen-verwaltung in dem Pfarrhausbedarfs- 
und -entwicklungsplan festzustellen. Der kirchliche 
Eigentümer des Pfarrhauses ist verpflichtet, mit Un-
terstützung der Kirchenverwaltung ein Konzept 
(Maßnahmenplan) zu erstellen, wie und in welchem 
Zeitraum diesem Bedarf begegnet werden soll. 
 
(4) Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen sind der 
Kategorie B zuzuordnen, wenn bis auf weiteres Be-
darf als Dienstwohnung für eine Pfarrerin oder ei-
nen Pfarrer besteht, jedoch Anhaltspunkte beste-
hen, dass der Bedarf zukünftig z. B. durch Verringe-
rung der Gemeindegliederanzahl wegfallen 
kann. Pfarr-häuser Pfarrdienstwohnungen, die der 
Kategorie B zugeordnet sind, erhalten gesamtkirch-
liche Zuweisungen für Baumaßnahmen, die erfor-
derlich sind, um den gebrauchsfähigen Zustand zu 
erhalten. 
(5) Pfarrhäuser und Pfarrdienstwohnungen sind der 
Kategorie C zuzuordnen, wenn kein Bedarf für die 
Wohnung das Pfarrhaus als Dienstwohnung be-
steht und auch keine Anhaltspunkte bestehen, dass 
ein solcher Bedarf zukünftig wieder entstehen 
kann. Pfarrhäuser Pfarrdienstwohnungen, die der 
Kategorie C zugeordnet sind, gelten nach rechts-
kräftiger Zuordnung zur Kategorie C als entwidmet. 
Sie sind einer neuen Nutzung zuzuführen oder zu 
veräußern. 
 
(6) Bei der Kategorisierung der Pfarrdienstwohnun-
gen Pfarrhäuser sind insbesondere folgende Krite-
rien zu berücksichtigen:  
1. Symbolwirkung, Bedeutung für den kirchli-
chen Auftrag, städtebauliche Signifikanz, Ensem-
blewirkung; 
2. Standort, Erreichbarkeit, infrastrukturelle 
Anbindung; 
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(7) Enthalten Pfarrhäuser weitere Flächen wie z.B. 
Versammlungsflächen oder Verwaltungsflächen, 
dann sind diese Flächen nach Möglichkeit anderwei-
tig z.B. im Gemeindehaus unterzubringen, oder ent-
fallen ersatzlos, wenn an anderer Stelle bereits aus-
reichende Flächen hierfür vorhanden sind.  
 
 
 
(8) Bei Pfarrhäusern und Pfarrdienstwohnungen, die 
deutlich über dem nach der Rechtsverordnung über 
den Bau von Pfarrwohnungen vom 4. Mai 1981 (ABl. 
1981 S. 194), geändert am 1. Oktober 1984 (ABl. 
1984 S. 130) zustehenden Flächenbedarf liegen, ist 
die Schaffung von weiteren, vermietbaren Wohnein-
heiten oder eine alternative Nutzung zu prüfen. Es 
besteht kein Rechtsanspruch auf die ausschließliche 
Nutzung des Pfarrhauses als Pfarrdienstwohnung. 
 
§ 7 Flächen für Verwaltung  
(1) Vorhandene Flächen für Verwaltung und Verwal-
tungsstandorte sind im Hinblick auf ihre Funktionalität 
und Nachhaltigkeit zu überprüfen und vorrangig in 
vorhandene Gebäude mit profanen Versammlungs-
flächen der Kategorie A zu integrieren. Bei kooperie-
renden Kirchengemeinden sind die Verwaltungsflä-
chen in der Regel an einem Standort zusammenzu-
führen. 
(2) Sind Verwaltungsflächen in ein Gebäude inte-
griert, das der Kategorie C zugeordnet wird, entfällt 
auch für die Fläche, die für die Verwaltung genutzt 
wird, der Anspruch auf Zuweisung.  
(3) Eigenständige Verwaltungsgebäude oder  
-flächen erhalten nach Maßgabe des vorhandenen 
Budgets Bauzuweisungen, wenn die kirchliche Kör-
perschaft aufgrund ihrer Größe und Anzahl der Ver-
waltungsgeschäfte einen unabweisbaren Bedarf für 
einen eigenständigen Verwaltungssitz hat oder wenn 
mehrere Kirchengemeinden ihre Verwaltungsarbeit 
gemeinsam organisieren und eine zentrale Verwal-
tungseinheit bilden. 
(4) Die zulässige Größe der Verwaltungsfläche ergibt 
sich aus dem Raumprogramm für kirchgemeindliche 
Verwaltungen. 
 
§ 8 Kindertagesstätten 
(1) Bis zum 31. Dezember 2027 sollen die finanziel-
len Baulasten, die im Zusammenhang mit der Durch-
führung von Maßnahmen der Großen Bauunterhal-
tung an Kindertagesstätten und Kindergärten beste-
hen, auf die jeweils zuständigen Kommunen übertra-
gen werden. Die kirchlichen Körperschaften können 
hierzu Vereinbarungen mit den Kommunen abschlie-
ßen, die ein angemessenes Entgelt für die Nutzung 
des Gebäudes, die Übernahme der Baulast durch die 
Kommune oder die entgeltfreie Übertragung des Ge-
bäudes auf die Kommunen im Wege des Erbbau-
rechtes, soweit die Betriebsträgerschaft der kirchli-
chen Körperschaft für die Restnutzzeit des Gebäu-
des gewährleistet ist, vorsehen. 

3. Denkmalschutz, Zustand (baulich, energe-
tisch), Bauunterhaltungsbedarf, Investitions-bedarf; 
4. Größe, Raumaufteilung, Nutzbarkeit, Aus-
stattung, Wohnstandard; 
(7) Enthalten Pfarrdienstwohnungen Pfarrhäuser 
weitere Flächen wie z.B. Versammlungsflächen 
oder Verwaltungsflächen, dann sind diese Flächen 
nach Möglichkeit anderweitig z.B. im Gemeinde-
haus unterzubringen, oder entfallen ersatzlos, wenn 
an anderer Stelle bereits ausreichende Flächen 
hierfür vorhanden sind. Amtszimmer in Pfarrdienst-
wohnungen gelten nicht als Verwaltungsflächen im 
Sinne von Satz 1. 
(8) Bei Pfarrhäusern und Pfarrdienstwohnungen, 
die deutlich über dem nach der Rechtsverordnung 
über den Bau von Pfarrwohnungen vom 4. Mai 
1981 (ABl. 1981 S. 194), geändert am 1. Oktober 
1984 (ABl. 1984 S. 130) zustehenden Flächenbe-
darf liegen, ist die Schaffung von weiteren, vermiet-
baren Wohnein-heiten oder eine alternative Nut-
zung zu prüfen. Es besteht kein Rechtsanspruch 
auf die ausschließliche Nutzung des Pfarrhauses 
als Pfarrdienstwohnung. 
 

§ 7 unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 8 Absatz (1) unverändert 
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(2) Gesamtkirchliche Bauzuweisungen für Kinderta-
gesstätten/Kindergärten sind ab dem  
1. Januar 2028 nur im Ausnahmefall zu gewähren. 
Dieser liegt vor, wenn ein unabweisbarer Bedarf für 
die Baumaßnahme besteht und die kirchliche Kör-
perschaft den Nachweis erbringen kann, dass die 
örtlich zuständige Kommune nicht bereit war, die ge-
samte finanzielle Baulast für das Gebäude im Sinne 
von Absatz 1 zu übernehmen und es nicht möglich 
war, den Betriebsträgervertrag vor dem 31. Dezem-
ber 2027 zu kündigen. 
 
§ 9 Sonstige Gebäude 
(1) Sonstige Gebäude, für die die kirchlichen Körper-
schaften keine gesamtkirchlichen Zu-weisungen er-
halten, sind nachrichtlich im Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplan zu erfassen. 
(2) Nebengebäude mit einem Raumumfang von bis 
zu 50 cbm, wie Garagen, WC-Anlagen oder Lager-
gebäude sind in den jeweiligen Kategorien im Zu-
sammenhang mit den dazugehörigen Hauptgebäu-
den zu erfassen. Nebengebäude, die einen größeren 
Raumumfang aufweisen, sind als sonstige Gebäude 
gemäß Absatz 1 zu erfassen. 
 
§ 10 Verfahren 
(1) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan ist 
durch den Dekanatssynodalvorstand in Zusammen-
arbeit mit der Kirchenverwaltung und den kirchlichen 
Körperschaften unter Darlegung der bewerteten Kri-
terien vorzubereiten und von diesem der Dekanats-
synode zur Beschlussfassung vorzulegen.  
(2) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan wird 
von der Dekanatssynode beschlossen und ist der 
Kirchenleitung zur kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung vorzulegen. Abweichungen von dem mit der 
Kirchenverwaltung vorbereiteten Entwurf bedürfen 
der schriftlichen Begründung.  
(3) Soweit ein neuer Sollstellenplan für Pfarrstellen 
beschlossen und kirchenaufsichtlich genehmigt ist, 
ist der Teil des Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplanes, der sich auf Pfarrhäuser und 
Pfarrdienstwohnungen bezieht, entsprechend zu 
überarbeiten und neu durch die Dekanatssynode zu 
beschließen. Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend. 
(4) Es besteht kein Rechtsanspruch auf gesamtkirch-
liche Zuweisungen für bauliche Investitionen auf-
grund von Erkenntnissen und Anregungen, die sich 
aus dem Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan 
ergeben.  Für Gebäude, die der Kategorie C zuge-
ordnet werden, entfällt mit Rechtswirksamkeit des 
Gebäudebedarfs- und entwicklungsplan der An-
spruch auf gesamtkirchliche Zuweisungen. 
(5) Der Gebäudebedarfs- und entwicklungsplan ist 
1. in den Dekanaten Bergstraße, Vogelsberg, Nas-
sauer Land, Wetterau, Ingelheim-Oppenheim, 
Odenwald, Biedenkopf-Gladenbach, Vorderer Oden-
wald, Büdinger Land, Wiesbaden, An der Dill, 
Worms-Wonnegau bis zum 31. Dezember 2024, 

 
 
 
 
(2) Gesamtkirchliche Bauzuweisungen für Kinder-
tagesstätten/Kindergärten sind ab dem 1. Januar 
2028 nur im Ausnahmefall zu gewähren. Dieser 
liegt vor, wenn ein unabweisbarer Bedarf für die 
Baumaßnahme besteht und die kirchliche Körper-
schaft den Nachweis erbringen kann, dass die ört-
lich zuständige Kommune nicht bereit war, die ge-
samte finanzielle Baulast für das Gebäude im Sinne 
von Absatz 1 zu übernehmen und es nicht mög-
lich oder wirtschaftlich war, den Betriebsträgerver-
trag bis zum 31. Dezember 2027 zu beendigen. 
 

§ 9 unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 10 Absätze (1) bis (3) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Es besteht kein Rechtsanspruch auf gesamt-
kirchliche Zuweisungen für bauliche Investitionen 
aufgrund von Erkenntnissen und Anregungen, die 
sich aus dem Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplan ergeben. Für Gebäude, die der 
Kategorie C zugeordnet werden, entfällt 
mit Rechtswirksamkeit Wirkung zum 1. Januar 2027 
der Anspruch auf gesamtkirchliche Zuweisungen. 
(5) Der Gebäudebedarfs- und entwicklungsplan ist 
1. in den Dekanaten Bergstraße, Vogelsberg, Nas-
sauer Land, Wetterau, Ingelheim-Oppenheim, 
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2. in den Dekanaten Gießen, Kronberg, Westerwald, 
Alzey-Wöllstein, Groß-Gerau - Rüsselsheim, Darm-
stadt bis zum 31. Dezember 2025 und 
3. in den Dekanaten Runkel-Weilburg, Grün-berg-
Kirchberg-Hungen, Hochtaunus, Rheingau-Taunus, 
Mainz, Dreieich-Rodgau, Frankfurt-Offenbach bis 
zum 31. Dezember 2026 
zu beschließen und der Kirchenleitung nach Be-
schlussfassung vorzulegen. Liegt der Kirchen-leitung 
bis zu den vorgenannten Zeitpunkten kein Gebäu-
debedarfs- und -ent-wicklungsplan vor, kann sie im 
Wege der Ersatzvornahme einen solchen Plan an-
stelle der Dekanatssynode beschließen.  
(6) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungs-plan ist 
in jedem Dekanat alle zehn Jahre zu überprüfen, an 
die veränderten Verhältnisse anzupassen und neu 
durch die Dekanatssynode zu beschließen. Die Ab-
sätze 1 und 2 gelten entsprechend. 
(7) Änderungen des Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplanes können nach der Beschluss-
fassung durch die Dekanatssynode im Einzelfall 
durch den Dekanatssynodalvorstand im Einverneh-
men mit den Kirchengemeinden im Nachbarschafts-
raum vorbehaltlich der kirchenaufsichtlichen Geneh-
migung durch die Kirchenverwaltung vorgenommen 
werden. § 11 gilt entsprechend. 
 
 
§ 11 Rechtsbehelfsverfahren 
(1) Der Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplan ist 
nach Beschlussfassung den betroffenen kirchlichen 
Körperschaften in Textform durch das Dekanat zur 
Kenntnis zu geben. 
(2) Gegen die sie betreffende Festsetzungen des 
Gebäudebedarfs- und -entwicklungsplans steht der 
kirchlichen Körperschaft der Ein-spruch an die Kir-
chenleitung zu. 
(3) Der Einspruch ist binnen eines Monats nach Zu-
gang der Bekanntmachung des Gebäude-bedarfs- 
und -entwicklungsplans bei der Kirchenleitung zu 
erheben und hat aufschiebende Wirkung. 
(4) Vor einer Entscheidung der Kirchenleitung sind 
der Dekanatssynodalvorstand und die betroffene 
kirchliche Körperschaft anzuhören. Entscheidungen 
sind schriftlich zu begründen und mit einer Rechts-
mittelbelehrung zu versehen. 
 
 

Artikel 2 
Änderung Zuweisungsverordnung 

 
Die Zuweisungsverordnung vom 25. April 2008 
(ABl. 2008 S. 224), zuletzt geändert am 29. Novem-
ber 2018 (ABl. 2018 S. 358), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 1 bis 5 wird wie folgt gefasst: 
 
§ 3 Gebäudezuweisung 
(1) Zur Finanzierung oder Mitfinanzierung der Kosten 
für die Bewirtschaftung und Unterhaltung der Gebäu-
de mit kirchlichen Funktionen werden Zuweisungen 

Odenwald, Biedenkopf-Gladenbach, Vorderer 
Odenwald, Büdinger Land, Wiesbaden, An der Dill, 
Worms-Wonnegau bis zum 31. Dezember 2025, 
2. in den Dekanaten Gießen, Kronberg, Wes-
terwald, Alzey-Wöllstein, Groß-Gerau - Rüssels-
heim, Darmstadt bis zum 30. Juni 2026 und 
3. in den Dekanaten Runkel-Weilburg An der 
Lahn, Grünberg-Kirchberg-Hungen Gießener Land, 
Hochtaunus, Rheingau-Taunus, Mainz, Dreieich-
Rodgau, Frankfurt-Offenbach bis zum 31. Dezem-
ber 2026 
zu beschließen und der Kirchenleitung nach Be-
schlussfassung vorzulegen. Liegt der Kirchenlei-
tung bis zu den vorgenannten Zeitpunkten kein Ge-
bäudebedarfs- und -entwicklungsplan vor, kann sie 
im Wege der Ersatzvornahme einen solchen Plan 
anstelle der Dekanatssynode beschließen. 

§ 10 Absatz (6) unverändert 
 
 
 
 
(7) Änderungen des Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplans können nach der Beschlussfas-
sung durch die Dekanatssynode im Einzelfall durch 
den Dekanatssynodalvorstand im Einvernehmen 
mit den Kirchengemeinden kirchlichen Gebäudeei-
gentümern und -nutzern im Nachbarschaftsraum 
vorbehaltlich der kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung durch die Kirchenverwaltung vorgenommen 
werden. § 11 gilt entsprechend. 
 
 

§ 11 Absätze (1) und (2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Einspruch ist binnen eines Monats drei Mo-
naten nach Zugang der Bekanntmachung des Ge-
bäudebedarfs- und -entwicklungsplans bei der Kir-
chenleitung zu erheben und hat aufschiebende 
Wirkung. 
 
 
 
 
 

Artikel 2 
Änderung der Zuweisungsverordnung 

Einleitungssatz unverändert 

 

 

 



       Drucksache Nr. 08/22 
 
 
gezahlt, die sich nach der Art, und dem Wert der Ge-
bäude sowie nach der Zahl der Gemeindeglieder 
richten. 
(2) Die Zuweisung für Kirchen und sakrale Versamm-
lungsflächen richtet sich nach dem Tagesneubauwert 
und einem Sockelbetrag für die kleine Bauunterhal-
tung sowie dem Tagesneubauwert für die Bewirt-
schaftung. Maßnahmen der großen Bauunterhaltung 
werden im Rahmen der kirchenaufsichtlich geneh-
migten Kosten anteilig bezuschusst. Die Kategorisie-
rung der Kirchen nach dem Gebäudebedarfs- und  
-entwicklungsplan sowie die sich aus der Kategorisie-
rung nach dem Gebäudebedarfs- und  
-entwicklungsplangesetz ergebenden Folgen für die 
Bezuschussung sind zu berücksichtigen. Die Kir-
chenverwaltung kann je nach Finanzlage der Kir-
chengemeinde und baufachlicher Dringlichkeit von 
dem Bemessungssatz nach oben oder unten abwei-
chen. Eine Verringerung des Bemessungssatzes ist 
insbesondere statthaft, wenn die Kirchengemeinde 
über laufende Einnahmen aus Vermietung, Verpach-
tung, Erbbaurechtsvergabe oder Waldbewirtschaf-
tung von Kirchenvermögen verfügt. 
 
(3) Die Zuweisung für Gemeindehäuser und profane 
Versammlungsflächen richtet sich nach dem Tages-
neubauwert und einem Sockelbetrag für die kleine 
Bauunterhaltung sowie dem Tagesneubauwert für 
die Bewirtschaftung. Für die große Bauunterhaltung 
gilt Absatz 2 Satz 2 bis  5 entsprechend. Bei einer 
Mitnutzung von Versammlungsflächen, die im Eigen-
tum Dritter (z.B. Gemeindehäuser anderer Kirchen-
gemeinden, Dorfgemeinschaftshäuser, Vereinshäu-
ser etc.) stehen, wird eine Zuweisung für die Beteili-
gung an Kosten für die kleine Bauunterhaltung und 
Bewirtschaftung nach der Gemeindemitgliederzahl 
gewährt, soweit die Mitnutzung vertraglich geregelt 
ist und keine Anmietung darstellt. Bauunterhaltungs-
maßnahmen an Dorfgemeinschaftshäusern werden 
gemäß den Richtlinien über die Bemessung von Zu-
weisungen an Kirchengemeinden bei Mitbenutzung 
von Dorfgemeinschaftshäusern bürgerlicher Ge-
meinden mitfinanziert. 
(4) Die Zuweisung für Pfarrhäuser richtet sich nach 
dem Tagesneubauwert und einem Sockelbetrag für 
die kleine Bauunterhaltung. Für die große Bauunter-
haltung gilt Absatz 2 Satz 2 bis 5 entsprechend.  
 
 
 
(5) Sonstige Gebäude und Flächen wie z.B. Verwal-
tungsgebäude und -flächen werden als zuweisungs-
berechtigt anerkannt, wenn sie zur Erfüllung kirchli-
cher Aufgaben notwendig und keine Gebäude im 
Sinne der Absätze 2 bis 4 oder Kindertagesstätten 
sowie Diakoniestationen sind. Die Zuweisung für 
sonstige zuweisungsberechtigte Gebäude und Flä-
chen richtet sich nach dem Tagesneubauwert und 
einem Sockelbetrag für die kleine Bau-unterhaltung 
sowie dem Tagesneubauwert für die Bewirtschaf-

§ 3 Gebäudezuweisung 
(1) unverändert 

 

 

 

(2) unverändert 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) unverändert 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(4) Die Zuweisung für Pfarrhäuser und Pfarrdienst-
wohnungen richtet sich nach dem Tagesneubau-
wert und einem Sockelbetrag für die kleine Bauun-
terhaltung sowie dem Tagesneubauwert für die 
Bewirtschaftung. Für die große Bauunterhaltung gilt 
Absatz 2 Satz 2 bis 5 entsprechend.  

(5) unverändert.  
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tung. Für die große Bau-unterhaltung gilt Absatz 2 
Satz 2 bis 5 entsprechend. 
 
2. § 3 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 
(6) Der Tagesneubauwert wird auf der Grundlage der 
NHK 2000 angepasst nach dem Baupreisindexes 
jährlich neu ermittelt und entspricht den Herstel-
lungskosten eines neu errichteten Gebäudes gleicher 
Gebäudeart. 
 
3. § 5 Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 
 
1. Erstattung der Nettomietausgaben bis in Höhe von 
maximal 90 Prozent. § 3 Absatz 2 Satz  4 und 5 gel-
ten entsprechend. 
 
4. § 11 Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Ausnahme von Arti-
kel 2 Nummer 2 am 1. Januar 2024 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt das Pfarrhausbedarfs- und -
entwicklungsplangesetz vom 29. November 2018 
(ABl. 2018 S. 358) außer Kraft. 
(2) Artikel 2 Nummer 2 tritt am 1. Januar 2023 in 
Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Nummern 2 bis 4 unverändert 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Artikel 1 dieses Kirchengesetzes tritt am 1. Mai 
2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Pfarrhausbe-
darfs- und -entwicklungsplangesetz vom 29. No-
vember 2018 (ABl. 2018 S. 358) außer Kraft. 
 
(2) Artikel 2 dieses Kirchengesetzes tritt mit Aus-
nahme von Nummer 2 am 1. Januar 2024, Artikel 2 
Nummer 2 tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


